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Der ’Bologna-Prozess’: Leitlinien für eine ‚Reform der Reform’ 

Ein Diskussionspapier von Angela Dorn und Sarah Sorge 

 
Mit dem vorliegenden Papier greift die GRÜNE Landtagsfraktion zentrale Aspekte der 
aktuellen Diskussion um die nötige Reform der Bologna-Reform auf. Das Diskussionspapier 
bildet den Auftakt eines breiten Dialogs von uns GRÜNEN sowohl mit denjenigen, die die 
Bologna-Ziele auf den verschiedenen Handlungsebenen umsetzen als auch mit denjenigen, 
die von den Reformen direkt und indirekt betroffen sind. Gemeinsam wollen wir analysieren, 
an welchen Stellen und warum die Umsetzung der Bologna-Ziele noch nicht gelingt und 
welche Maßnahmen nötig sind, damit sich dies ändert. Eine Fachanhörung der Fraktion im 
Herbst 2009 im Hessischen Landtag bietet Raum, diese dringend nötige Diskussion zu 
vertiefen.  

Vorbemerkung: 

Vor 10 Jahren, am 19. Juni 1999, verfassten 29 Regierungsvertreterinnen und -vertreter aus Europa 
die „Bologna-Erklärung“. Die Ziele der Bologna Erklärung entwickelten sich aus den Anforderungen 
des gemeinsamen europäischen Binnenmarkt und der dafür nötigen Mobilität der europäischen 
Arbeitskräfte. Unter dem Dach Bologna vermischen sich die Idee eines gemeinsamen Europas mit 
Bestrebungen, die Bildungssysteme stärker an den marktwirtschaftlichen Prinzipien zu orientieren. 
Dies erfordert die Bewertung und Analyse der einzelnen Bausteine des Bolognaprozesses und deren 
Umsetzung nach ihren Chancen und Risiken für die Gesellschaft.    
 
Die Erfahrungen aus der Praxis zeigen inzwischen sehr deutlich, dass bei der Umsetzung des Bologna-
Prozesses in Deutschland die angestrebten Ziele häufig nicht erreicht, manchmal sogar konterkariert 
werden. Eine möglichst weitreichende Mobilität zwischen den Hochschulen der teilnehmenden 
Länder, eine stärkere Arbeitsmarktrelevanz, ein flexibles Studium ohne Grenzen – davon sind wir noch 
weit entfernt. 
 
Der Bologna-Prozess ist eine der größten Reformen an den Hochschulen. Hier einfach nach dem 
Motto ‚Augen zu und durch’ zu verfahren, hätte fatale Folgen für die Zukunft der wissenschaftlichen 
Ausbildung. Eine Kurskorrektur, eine ‚Reform der Reform’ ist dringend nötig.   
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Die Reform sollte bereits im Jahr 2009 abgeschlossen werden. Ein Ende des Reformprozesses ist aber 
noch lange nicht in Sicht. Im Rahmen der Bologna-Folgekonferenz in Leuven im April 2009 wurde 
eine Ausweitung der Maßnahmen und ein neues „Abschluss“-Jahr, das Jahr 2020, beschlossen. Diese 
Zeit gilt es zu nutzen für eine Reform der Reform. 
 
Die europäischen Vorgaben lassen den Mitgliedsländern grundsätzlich einen großen Freiraum in der 
Umsetzung. Einen Freiraum, den das Land Hessen nutzen sollte. Dieser Freiraum muss so gestaltet 
werden, dass der Bologna-Prozess zu mehr Qualität, einer höheren Mobilität und einer deutliche 
höheren Chancengerechtigkeit an den hessischen Hochschulen führt.  

A. Die Bewertung des Bolognaprozesses – Wunsch und Realität, Chancen und Risiken 

Der Grundidee des Europäischen Hochschulraums in Sinne eines grenzübergreifenden Austausches 
von Wissenschaft und Forschung sowie einem europäischem Arbeitsmarkt stehen wir GRÜNE positiv 
gegenüber.  
 
In der Bologna-Erklärung befinden sich teilweise sehr richtige und wichtige Ziele, deren praktische 
Umsetzung aber nicht zu den gewünschten Ergebnissen, sondern manchmal sogar zu gegenteiligen 
Resultaten führt. So wurde das Versprechen der erleichterten Mobilität innerhalb Europas 
ungenügend eingelöst. Aus der Idee des flexiblen Studiums mit größerer Wahlfreiheit entwickelte sich 
das Gegenteil: Ein verschultes Studium nach starrem Stundenplan und geringer Wahlmöglichkeit und 
Flexibilität. Dadurch wiederum wird die angestrebte Profilierung, Schwerpunktbildung und 
Einzigartigkeit von Hochschulen und Studierenden gefährdet.  
 
Eine bisher noch zu wenig beachtete und nicht erreichte Zielgröße stellt die ‚Soziale Dimension des 
Bologna-Prozesses’ dar. Im Zuge von Bologna sollte eine Öffnung der Hochschulen für andere, 
breitere gesellschaftliche Gruppen und damit mehr Chancengleichheit erreicht werden Auch war der 
Bologna-Prozess von unten her gedacht; die Studierenden sollten aktiv an der Gestaltung des 
Prozesses teilhaben. Die Verwirklichung dieses demokratischen Elementes blieb jedoch bisher 
weitgehend aus. Dies alles zeigt: Die Umsetzung der Bolognareform ist reformbedürftig. Der Prozess 
muss noch im Sinne seiner eigentlichen Ziele reformiert werden. 
 
Der Bologna-Prozess wurde vor dem Hintergrund des Wunsches, im internationalen Wettbewerb 
besser bestehen zu können, begonnen. Angestrebt wurde ein europäischer Hochschulraum, der auf 
institutioneller Autonomie, akademischer Freiheit, Chancengleichheit und demokratischen Prinzipien 
beruht. Die Attraktivität des europäischen Hochschulraumes, seine Wettbewerbsfähigkeit und seine 
Fähigkeit, sich globalen Herausforderungen zu stellen, sollte durch den Bologna-Prozess gestärkt 
werden. Implizit wurden somit durch die Reform auch die Weichen gestellt für eine stärkere 
Autonomie der Hochschulen, aber auch für einen zunehmenden Wettbewerbsdruck auf die 
Hochschulen. 
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Wir GRÜNE sehen in der zunehmenden Autonomie der Hochschulen Chancen, solange sie den von 
den Hochschulen gewünschten Spielraum und damit Flexibilität für aktuelle Herausforderungen bietet 
und solange die Gestaltungsfreiheit innerhalb der Hochschule demokratisch mit Beteiligung aller 
relevanten Gruppen genutzt wird. Allerdings darf das Land nicht mit dem Feigenblatt ‚Autonomie’ 
Verantwortung für die Hochschulen in finanzieller und konzeptioneller Hinsicht abschieben und einen 
Wettbewerbsdruck verschärfen, bei dem Hochschulen sich in ungleichen und damit ungerechten 
Ausgangssituationen befinden.  
 
Das Ziel der Stärkung Europas und des europäischen Hochschulraums für den internationalen 
Wettbewerb brachte eine stärkere Orientierung der Hochschulen am Arbeitsmarkt und an den 
Anforderungen der Wirtschaft mit sich. Dieser Schritt war auch notwendig, da wissenschaftliche 
Erkenntnisse oft nur sehr ungenügend für die Wirtschaft und die Gesellschaft übersetzt werden 
konnten. Nun zeigen sich aber Tendenzen, dass durch den Druck der Verwertbarkeit die 
Grundlagenforschung und die Geisteswissenschaften sowie die sogenannten Orchideenfächern 
gefährdet sind. Deren Erhalt und deren Stärke aber ist für eine Gesellschaft, die ihren Geist nicht 
aufgeben will und die auch indirekte, weniger unmittelbare, aber nachhaltige Effekte zu schätzen 
weiß, von unschätzbarer Bedeutung.  
 
Eine Wissenschaft, die im Elfenbeinturm verbleibt, verliert den Anschluss und vergibt die Chance, die 
aktuell herausfordernden Aufgaben in der Gesellschaft zu lösen. Aber das Ausrichten allein nach den 
Kriterien der Arbeitsmarktrelevanz widerspricht dem Humboldt’schen Geist. Dieser beschreibt die 
Einheit von Forschung und Lehre, die freie Wissenschaft um ihrer selbst Willen sowie 
Persönlichkeitsformung. Mit ihm wurde hierzulande jahrzehntelang studiert und gelehrt - und das mit 
guten Ergebnissen.  

B. Freiräume von Bologna nutzen - Vorschläge zur ‚Reform der Reform’ 

Eine Reform der Reform ist nötig. Dafür brauchen wir:  
 
(1)  Einen Runden Tisch zur nötigen ‚Reform der Reform’ an den Hochschulen 
(2)  Eine Erleichterung der Mobilität 
(3)  Neue Perspektiven für und durch gestufte Studiengänge – Zugang zum Master   
öffnen 
(4)  Mehr Freiräume im Studienverlauf – auf Studierbarkeit und Flexibilität achten 
(5)  Akkreditierungsprozesse, die sich an wissenschaftlichen und gesellschaftlichen  
Interessen orientieren 
(6)  Gesicherte Qualität durch Evaluation  
(7)  Strukturelle und finanzielle Unterstützung für die Veränderungsprozesse an den 
Hochschulen  
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(1) Runder Tisch zur nötigen Reform der Reform des Bologna-Prozesses 

An der Umsetzung des Bologna-Prozesses gibt es deutlich hörbare Kritik auf allen Ebenen. 
Studierende, Professorinnen und Professoren, Hochschulverbände, Gewerkschaften etc. kritisieren, 
dass die Umsetzung des Prozesses in der Praxis teilweise zu Problemen und in einigen Punkten sogar 
zu kontraproduktiven Entwicklungen führt. Wir sehen es als Aufgabe der Politik, diese Entwicklung 
nicht tatenlos zuzusehen und die Probleme als alleinige Umstellungsprobleme zu verharmlosen, 
sondern die Verantwortung für ein Gelingen des Bologna-Prozesses anzunehmen und den Prozess in 
die gewünschten Bahnen zu lenken.  Wir fordern daher einen Runden Tisch, an dem alle 
Verantwortlichen an den Hochschulen, die Studierenden und die Politik gemeinsam beraten, welche 
Änderungen nötig sind, um den Bologna-Prozess im Sinne seiner Ursprungsidee  positiv umzusteuern.  

(2) Erleichterung der Mobilität 

Das Ziel der maximalen Mobilität zwischen den Hochschulen ist im Jahr 2009, dem Jahr, das 
eigentlich als das Abschlussjahr der Reform geplant war, weitgehend verfehlt worden. Im Vergleich 
mit den alten Studiengängen weisen die Bachelor- und Master-Studiengänge eine deutlich geringere 
Mobilität auf. Gerade in Bachelor-Studiengängen stehen die aktuellen Erfahrungen den Zielen des 
Bologna-Prozesses diametral entgegen: Gerade einmal 15% der an deutschen Hochschulen 
eingeschriebenen Studierenden gehen ‚studienbezogen’ ins Ausland (im Vergleich dazu gehen bzw. 
gingen in Diplom-Studiengängen 35% der Studierenden studienbezogen ins Ausland)1.  
 
Durch die Einführung des ’European Transfer Credit Systems (ECTS oder ‚Credit Points’) sollte eine 
absolute Mobilität zwischen den Hochschulen geschaffen werden. Dies wurde verfehlt, oft werden an 
anderen Hochschulen in Deutschland oder im Ausland erworbene ’Credit Points’ nicht anerkannt. 
Laut Studien von HIS (Hochschulinformationssystem) und DAAD (Deutscher Akademischer 
Auslandsdienst) zur internationalen Mobilität im Studium aus dem Jahr 2009 hat sich die Gruppe 
derjenigen Studierenden, die ihren Auslandsaufenthalt nicht mit den Studienvorgaben vereinbaren 
können um 4% Punkte vergrößert. Zurückgeführt wird dies v.a. auf zwei Aspekte: Auf 
Finanzierungsschwierigkeiten und auf Probleme der Vereinbarkeit der Auslandsphase mit den 
Studienanforderungen.  
 
Hier muss dringen umgesteuert werden. Die Hochschulen müssen Auslandsaufenthalte stärker 
fördern. Eine Möglichkeit, die sich an verschiedenen Hochschulen bewährt hat, ist die Kooperation 
mit Partnerhochschulen. Darüber hinaus muss aber das Ziel bleiben, für Studierende einen Wechsel in 
alle Hochschulen des europäischen Hochschulraumes zu ermöglichen. Die Hochschulen sollten für 
eine echte Wahlfreiheit daher mit der Anerkennung von Modulleistungen großzügig umgehen. 
Außerdem können die Hochschulen durch geschickte Einordnung der Pflichtkurse und 
Wahlpflichtfächer in den Semesterturnus erreichen, dass es in einer bestimmten Phase leichter 
möglich ist, einen Auslandsaufenthalt zu absolvieren.  Wir brauchen Anreizsysteme, um die 
Hochschulen zur Erleichterung der Mobilität zu bewegen. Im Rahmen der Zielvereinbarungen mit 

                                            
1 3. Fachkonferenz zur Auslandsmobilität. Internationale Mobilität im Studium. DAAD; HIS 14. Mai 2009 
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dem Land sollen die Hochschulen zu einer stärkeren Förderung von Auslandsaufenthalten motiviert 
werden und sie sollten gegenüber dem Ministerium über die Quote der Anerkennung von 
Leistungen, die in anderen europäischen Hochschulen erbracht wurden, berichtspflichtig sein.  
 
Nichtanerkennungen von Kursen anderer Hochschulen müssen begründete Ausnahmefälle bleiben. 
Bei einer Nichtanerkennung muss es deshalb eine klare und individuelle schriftliche Begründung der 
Hochschule geben. Für die Nichtanerkennung muss es allgemeingültige und nachvollziehbare Regeln 
geben, auf die sich Studierende berufen können. Gegen eine Nichtanerkennung muss ein 
Widerspruchsrecht bestehen, das gegenüber einer Instanz innerhalb der Hochschule, z.B. dem 
Prüfungsausschuss, geltend gemacht werden kann.  

(3) Neue Perspektiven für und durch gestufte Studiengänge – Zugang zum Master öffnen 

Wir GRÜNE sind davon überzeugt, dass es gelingen muss, die Bachelor- und Master-Studiengänge so 
zu gestalten, dass sie durch ihre Qualität überzeugen. Wir wollen, dass niemand mehr den früheren 
Abschlüssen Magister oder Diplom nachtrauern muss. Dazu bedarf es allerdings grundlegender 
Veränderungen - einer Reform der Bologna-Reform. 
 
Die Idee eines gestuften Studiensystems schafft drei neue Perspektiven für die Studierenden und den 
Arbeitsmarkt:  
 
1. Die Chance, früher in den Beruf zu starten. Dies ist besonders interessant für diejenigen, die klare 
berufliche Ziele haben und sich im Beruf und durch berufsbegleitende Weiterbildungen neue 
Perspektiven eröffnen wollen.  
 
2. Die Möglichkeit, nach dem grundlegenden Bachelor-Studium eine Phase der Berufstätigkeit 
einzuschieben, in der neu erworbenen Kompetenzen in der Praxis erprobt werden können. Dadurch 
können im Masterstudiengang die praktischen Erfahrungen aus einem neuen Blickwinkel und mit 
wertvollen zusätzlichen Kenntnissen und weiterführenden Fragen durchdacht werden.  
 
3. Die Freiheit, eine neue Kombination eigenständiger Studiengänge zu wählen z.B. einen Bachelor in 
Jura und einen Master in Entwicklungszusammenarbeit. Diese Möglichkeit nach individuellen Profilen 
und neuen Berufswegen bietet Chancen für den einzelnen, aber auch für die gesamte Gesellschaft.  
 
Aber die Praxis sieht derzeit leider noch anders aus. In der Realität steht der Zugang zum Master nur 
wenigen offen, die Akzeptanz in der Wirtschafts- und Arbeitswelt ist nicht gesichert und die 
Hochschulen bieten längst nicht die gewünschte Flexibilität für ungewöhnliche Kombinationen von 
Studiengängen. Zudem wird das BaFöG für nichtkonsekutive Masterstudiengänge verwehrt. Kein 
Wunder, dass die Studierenden verunsichert sind und die Chancen der neuen Abschlüsse nicht sehen 
können. 
 
Die Wertigkeit des Bachelors im Vergleich zu den traditionellen Abschlüssen ist von Studiengang zu 
Studiengang höchst unterschiedlich. Durch den Abschluss Bachelor konnte bei einigen Studiengängen 
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das vorherige Grundstudium zu einem qualifizierteren oder praxisrelevanteren Studienabschluss 
ausgebaut werden. Bei anderen Studiengängen tritt der Bachelor bemessen an Kenntnisstand und 
Studienzeit eher an die Stelle des Vordiploms als an die Stelle des früheren Regelabschlusses Diplom 
oder Magister. Wir fordern ein, dass der Bachelor in allen Studiengängen so ausgestaltet wird, dass er 
eine Grundqualifikation für Beruf und Wissenschaft darstellt. 
Insgesamt ist bisher in der der Bachelor in der Berufs- und Arbeitswelt weit weniger anerkannt als der 
Abschluss Diplom oder Magister. Dies mag zum Teil auch an Gewöhnungseffekten liegen, zum Teil ist 
aber die Umsetzung bisher schlicht ungenügend, so dass reale Qualifizierungsdefizite bei den 
Bachelorabsolventen bestehen. Für komplexe Anforderungen auf der Fach- und Führungskräfteebene 
kann erforderlich sein, grundsätzlich den Master als Qualifikation vorauszusetzen. 
 
Für uns GRÜNE ist elementar, dass der Masterabschluss kein Privileg von wenigen wird, sondern der 
Zugang für alle Studierenden, die diesen höheren Abschluss anstreben, offen ist. Bildung ist unsere 
wichtigste Zukunftsressource, daher ist die Öffnung des Zugangs zum Masterstudium von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung. Bildung ist nicht nur ökonomisch wichtig, sondern auch für die 
persönliche Entwicklung und die Weiterentwicklung der Gesellschaft insgesamt. Sie trägt dazu bei, 
Antworten zur Lösung unserer drängenden sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Zukunftsfragen zu finden. 
 
Ein Masterstudium bietet die Chance bisheriges Wissen vertiefter zu durchleuchten, kritisch zu 
reflektieren und mit anderen Thematiken zu vernetzen. Erst mit dem Masterstudium ist es den 
Studierenden möglich, vertieft wissenschaftlich und forschend zu arbeiten. Ein offener Zugang zum 
Master ist auch eine Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit unseres Wissenschaftssystems, 
denn in dieser Phase wird der wissenschaftliche Nachwuchs herangebildet. Die große Mehrheit der 
Studierenden künftig nur noch auf Bachelor-Niveau zu qualifizieren, reicht deshalb nicht aus und 
hätte für unsere Gesellschaft fatale Folgen. 
 
Es besteht die Gefahr, dass beim Übergang vom Bachelor zum Master neue Zugangshürden 
entstehen. Zur Zeit werden laut dem CHE (Centrum für Hochschulentwicklung) nur für 10% bis 20% 
der Bachelor-Studierenden bundesweit Masterplätze bereitgestellt – dabei streben laut Hochschul-
Informations-System fast 80% aller Studienanfänger und -anfängerinnen den Master an. Bislang wird 
dieses gravierende Problem noch nicht virulent, denn noch sind die Masterstudiengänge selten 
ausgelastet. Allerdings stecken die ersten starken Bachelorstudiengänge auch noch im Studium. Der 
Ansturm wird also erst noch kommen. 
 
Zudem könnte durch das Nadelör zwischen Bachelor- und Masterstudiengängen die mangelnde 
Chancengerechtigkeit im Hochschulsystem noch deutlich verschärft werden. So werden in Hessen 
trotz der erfolgreichen Abschaffung der Studiengebühren für ein Masterstudium Gebühren verlangt, 
wenn es als weiterbildend zählt. Verschärft wird die Situation gerade für Studierende aus ärmeren 
Familien dadurch, dass für es für weiterbildende Masterstudiengänge zudem auch keine BAföG-
Förderung gibt. Sie müssten also sowohl die Kosten für den Lebensunterhalt als auch die 
Studiengebühren selbst finanzieren. Das wird sehr viele potenzielle Master-Studierende abschrecken 
und zu noch weniger Bildungsgerechtigkeit beitragen, statt die Chancengerechtigkeit auszubauen.  
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Grundsätzlich ist nach dem abgeschlossenen Bachelor auch beim konsekutiven Master eine BAföG-
Förderung möglich, jedoch nur für die gleiche Fachauswahl und nur, wenn die Person unter 30 Jahre 
alt ist, wenn sie das Masterstudium beginnt. Gerade bei Personen aus einkommensschwachen 
Familien wird dadurch die Motivation geringer sein, nach dem Bachelor-Abschluss für eine 
Berufsphase das Studium zu unterbrechen und den Master erst später anzuschließen.  
 
Zusätzlich gibt es alarmierende Hinweise hinsichtlich einer mangelnden Geschlechtergerechtigkeit. 
Während laut Hochschulrektorenkonferenz der Frauenanteil im Bachelor-Bereich mit 46,9 % nur 
unwesentlich unter dem Anteil der Frauen unter allen Studierenden (47,7 %) lag, war bei 
Masterstudiengängen nur noch ein alarmierend niedriger Frauenanteil von 38% zu verzeichnen. Eine 
Fortführung des Studiums bis zum Master muss für jede Bachelorabsolventin und jeden -absolventen 
möglich sein. Dafür müssen die Hochschulen ausreichend Masterstudienplätze zur Verfügung stellen 
und es darf keine sozialen Hürden für den Übergang vom Bachelor zum Master geben.  

(4) Mehr Freiräume im Studienverlauf – auf Studierbarkeit und Flexibilität achten 

Die Bolognareform hatte auch das Ziel, mehr Flexibilität für die Studierenden zu schaffen. Diesem Ziel 
stehen die vorherrschenden starren Regeln im Stundenplan und im zeitlichen Arrangement des 
Studiums entgegen.  
 
Wir GRÜNE meinen, diese sehr starken Arbeitsbelastung der Studierenden und die Verschulung ist 
der falsche Weg. Wir brauchen eine Flexibilisierung der Studienverläufe, weniger starre Regeln und 
Freiräume für mehr Phantasie beim wissenschaftlichen Arbeiten. In Deutschland wurde die Regel, 
dass der Bachelorabschluss nach 6 Semestern erworben werden soll und der Master nach vier 
Semestern sehr starr umgesetzt. Dort, wo es wissenschaftlich Sinn macht, sollten wir aber auch einen 
7- oder 8-semestrigen Bachelor ermöglichen. Die Nutzung dieser Möglichkeit und darüber hinaus 
andere Lehr- und Lernarrangements und flexiblere Studienordnungen sollten Grundlage dieser 
Flexibilisierung sein.  
 
Statt Freiheit und Unterschiedlichkeit zu fördern, wie es in der Bolognazielsetzung vorgesehen war, ist 
der Studienweg in der Bolognarealität weitgehend vorgezeichnet bzw. ‚verschult’. In der momentan 
üblichen Praxis der Gestaltung von gestuften Studiengängen gibt es an unseren Hochschulen fast 
ausschließlich ‚starre’ Module, d.h. wenig Wahlfreiheit bei der Fach- bzw. Seminarauswahl innerhalb 
der Modulkonstellation. Durch die Belegung der gleichen Seminare und die Prüfung desselben 
Lehrinhalts unterscheiden sich die Studierenden fast nur noch in ihren Noten, nicht (mehr) durch ihr 
eigenständig gebildetes, inhaltliches Profil. Dies fördert die Gleichförmigkeit der 
Studienabsolventinnen und -absolventen und behindert ihre Individualität und Flexibilität.  
 
Aufgrund der gleichen Fächer und Prüfungen tritt in den gestuften Studiengängen ein weiteres 
Problem zu Tage: Studienabsolventinnen und –absolventen sind für potenzielle Arbeitgeber nicht 
mehr differenziert unterscheidbar. Zeichneten sich Studierende früher oft durch ein selbst 
geschliffenes Studienprofil und durch die darin gewonnen spezifischen Kenntnisse und Fähigkeiten 
aus, mit denen sie sich dann am Arbeitsmarkt präsentierten, hat sich dies zwischenzeitlich verändert. 
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Unterschiede zwischen den Studierenden werden kaum noch sichtbar. So reduziert sich ihre leicht 
erfassbare Unterschiedlichkeit nur noch auf die Notenunterschiede in den jeweils vorgegebenen 
Fächern. Dies fördert innerhalb der Hochschulen eine übertriebene Konkurrenz zwischen den 
Studierenden und verändert das Sozialverhalten und damit die die Atmosphäre an den Hochschulen. 
Darüber gerät das gemeinsame wissenschaftliche Arbeiten, das Trainieren von Kooperations- und 
Teamarbeitsstrukturen in Gefahr.  
 
Zu dem geregelten und straffen Stundenplan kommt die permanente Leistungsabfrage. Durch sehr 
viele Prüfungen in sehr kurzer Zeit wird eine Atmosphäre der ständigen Forderung geschaffen. So 
wird nicht wie beabsichtigt der Prüfungsstress besser verteilt und ein Anreiz für kontinuierliches 
Lernen gegeben, sondern der Prüfungsstress wird geballt und verstetigt. Dieser Trend wird unterstützt 
durch eine zeitliche Verdichtung des Studiums. Ein Bachelor-Studium sieht bei einem Jahresurlaub von 
6 Wochen eine 40-Stunden-Woche vor, noch ohne die Stunden für Prüfungsvorbereitung sowie 
Seminarvor- und –nachbereitung. Real setzen Bachelor-Studierende also deutlich mehr 
Arbeitsstunden ein, als dies Angestellte oder Beamte tun müssen.  
 
Diese Entwicklung ist gerade für Studierende mit Kindern, für kranke und behinderte Studierende 
oder Studierende mit pflegebedürftigen Angehörigen und für Studierende, die ihren Lebensunterhalt 
studienbegleitend sichern müssen, oder auch für Studierende, die ehrenamtlich aktiv sind, besonders 
verheerend. Damit die Umstellung auf die Bachelor- und Master-Studiengänge nicht dazu führt, dass 
Studierende aus sozialen Gründen von einen Studium abgehalten werden, ist gerade für diese 
Studierenden eine Flexibilisierung besonders wichtig. Weil wir zukünftig mehr Studierende brauchen 
und die Zugangshürden zum Studium abbauen wollen, müssen die Hochschulen in allen 
Studiengängen auch die Möglichkeit zu einem Teilzeitstudium bieten.  Dies ist durch die Umstellung 
der Studienstrukturen im Bologna-Prozess wichtiger denn je.  
 
Der Leistungsdruck und der volle Stundenplan sind für die Studierenden belastend, erste Studien 
zeigen denn auch eine Zunahme psychischer Belastungen bei Studierenden. Für außerhochschulische 
Aktivitäten, ehrenamtliches Engagement oder studienbegleitendes Arbeiten zur Finanzierung des 
Lebensunterhaltes bleibt unter diesen Umständen wenig Spielraum. Ein Job neben dem Studium ist 
kaum noch zumutbar, für viele Studierende ist dieser Verdienst aber nötig, um überhaupt studieren zu 
können. Auch die ehrenamtliche Betätigung in Studierendenvertretungen, Parteien, Vereinen und 
anderen Organisationen wird durch den hohen Arbeitsaufwand im Bachelor- und Master-Studium 
erschwert. Das ist kontraproduktiv, für die Gesellschaft und auch für den Einzelnen selbst. Denn diese 
ehrenamtliche Arbeit trägt zur Persönlichkeits- und Charakterbildung bei und hilft 
Schlüsselkompetenzen zu entwickeln. Dies nutzt nicht nur der persönlichen Entwicklung, sondern 
wird durchaus auch von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern geschätzt. 
 
Es ist aus all diesen Gründen daher dringend erforderlich, die bestehenden Studienordnungen zu 
überprüfen und teilweise deutlich zu entschlacken. Eine freiere Gestaltung des Studiums muss wieder 
möglich werden. An die Stelle von starren Modulen mit sehr vielen Pflichtelementen sollten flexible 
Module rücken. Die Hochschulen müssen finanzielle und strukturelle Anreize bekommen, um 
innerhalb der Module eine Fächerauswahl anbieten zu können. Insbesondere müssen die 
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Hochschulen das Absolvieren der innerhalb eines Studienganges vorgegeben Module ohne zeitliche 
Verzögerung für die Studierenden ermöglichen. 

(5) Akkreditierungsprozesse, die sich an wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Interessen 
orientieren 

Dringend nötig ist, dass die Politik ihren Einfluss auf die Akkreditierungsagenturen geltend macht und 
ausbaut. Es sind die Akkreditierungsagenturen, die Studiengänge genehmigen oder ablehnen. Für 
diese wichtige Aufgabe mit weitreichenden Konsequenzen muss es eine direktere, öffentliche 
Kontrolle geben. Die Frage, welche Studiengänge in unserem Land wie studierbar sind und an 
welchen Vorgaben der Akkreditierungsagenturen sich unsere Hochschulen bei der Konzeption dieser 
Studiengänge ausrichten, ist durchaus von großem öffentlichen Interesse.  
 
Im Akkreditierungsrat als der übergeordneten Instanz der einzelnen Akkredierungsagenturen gibt es 
ein deutliches Übergewicht von Vertreterinnen und Vertretern aus der Wirtschaft. So sehr wir 
begrüßen, dass auf diese Weise die Vernetzung von Hochschule und Wirtschaft zum gegenseitigen 
Nutzen verbessert wird, so sehr ist zu bemängeln, dass ein so zusammengesetzter Akkreditierungsrat 
nicht einmal annähernd ein Abbild der gesamten Gesellschaft darstellt. Die Einbringung des 
Erfahrungsschatzes der gesamten Gesellschaft halten wir GRÜNE aber für elementar, um die 
Wissenschaftslandschaft an den wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Zielen orientiert nachhaltig 
zu steuern. Die Zusammensetzung des Akkreditierungsrates muss daher aus unserer Sicht einer 
kritischen Diskussion unterzogen und verändert werden.  
 
Insgesamt muss die Akkreditierungspraxis hinsichtlich ihrer Defizite, Probleme und Erfolge umfassend 
evaluiert und überprüft werden, zumal die bisherigen Verfahren die Hochschulen mit enormen Kosten 
belasten. Ziel der Evaluierung sollte sein, dem wissenschaftlichen Interesse und dem 
gesamtgesellschaftlichen Interesse im Akkreditierungsprozess ein angemessenes Gewicht zu geben.  

(6) Gesicherte Qualität durch Evaluation  

Die Sicherung und Entwicklung der Qualität in der Lehre ist einer der Eckpunkte der Bologna-Reform. 
Die ‚European Standards and Guidelines for Quality Assurance’ bilden eine Orientierungsgrundlage 
für interne und externe Evaluationen. Eine solche europaweit gültige Richtlinie ist im Sinne der 
Anerkennung von Leistungen grenzübergreifend sicher der richtige Weg. Doch die Ausgestaltung vor 
Ort ist entscheidend. 
 
Eine gute Lehre muss sich für eine Hochschule lohnen. Die Evaluation der Qualität von Forschung und 
Lehre kann ein konstruktiver Richtwert und Anreiz zur Verbesserung der Hochschulen sein. Deswegen 
sollte nicht nur die Exzellenz von Forschung, sondern auch eine ausgezeichnete Lehre belohnt 
werden. Neben kurzfristigen Anreizen wie Wettbewerbe, die exzellente Lehre honorieren, sind aber 
gerade die langfristigen Anreizstrukturen so zu ändern, dass gute Lehre z.B. auch bei der Besetzung 
von Professuren in Zukunft eine bedeutendere Rolle spielt. Die Qualität der Lehre sollte stärker in die 
Zielvereinbarungen zwischen Land und Hochschule einfließen und somit auch bei der Mittelvergabe 
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eine gewichtigere Rolle spielen. Neben Extraanreizen für eine qualitativ hochwertige Lehre (wie auch 
der Forschung) muss aber stets eine ausreichende Grundfinanzierung gewährleistet sein, um allen 
Hochschulen eine Chancengleichheit beim Qualitätsaufbau zu ermöglichen. 
 
Um ‚gute Lehre’ messbar zu machen, müssen Kriterien gefunden werden, die die Qualität von Lehre 
operationalisierbar machen. Dabei muss dem Problem Rechnung getragen werden, dass es in 
Qualitätsfragen nicht einfach ist, einen einheitlich messbaren Output zu finden. Insofern muss die 
Kriterienfindung in den Hochschulen umsichtig und demokratisch ausgehandelt werden. Studierende 
müssen nicht nur an der Durchführung der Evaluation, sondern auch bei der Entwicklung von 
geeigneten Kennziffern und Messverfahren für die Qualität der Lehre innerhalb einer Hochschule 
beteiligt werden.  

(7) Strukturelle und finanzielle Unterstützung für die Veränderungsprozesse an den Hochschulen  

So begrüßenswert die Ziele der Bologna-Reform im Allgemeinen sind, so sehr krankt es an der 
Umsetzung. Dies liegt nicht nur an den oben genannten Problemen, sondern insbesondere auch an 
fehlenden Mitteln. Bildung muss höchste Priorität erhalten, damit die Zukunft unseres Landes 
gesichert ist. Die Hochschulpaktmittel des Bundes, mit denen die Zahl der Studienplätze ausgeweitet 
werden soll, sind mit 6500 Euro pro Studierenden und Jahr hierfür viel zu niedrig angesetzt. Noch 
dazu haben der Bundesfinanzminister und einige Länderfinanzminister die Gelder u.a. für den 
Hochschulpakt unter einen Haushaltsvorbehalt gestellt. Dies zeigt, dass von finanzieller 
Planungssicherheit für die Hochschulen und von Priorität für Bildung bislang keine Rede sein kann. 
Dabei wäre das Gegenteil nötig: Es müssten größte Anstrengungen zur erfolgreichen 
Implementierung  der Bologna-Idee unternommen werden.  
 
Der grundlegendste Strukturwandel in der deutschen Hochschullandschaft der vergangenen 
Jahrzehnte – der Bologna-Prozess – bringt auch höhere Kosten mit sich: Die Einführung gestufter 
Studienabschlüsse (Bachelor und Master) mit modularisierten Studieninhalten, kleinen Lerngruppen 
und regelmäßiger Qualitätssicherung bedeutet nach gängigen Schätzungen einen um 15% erhöhten 
Betreuungs- und Finanzierungsbedarf. Nur so kann das Ziel erreicht werden, die Vergleichbarkeit der 
akademischen Abschlüsse zu erhöhen, die Mobilität von Lernenden und Lehrenden innerhalb Europas 
zu steigern und damit – als wichtigen Baustein der Lissabon-Strategie – einen gemeinsamen 
europäischen Hochschulraum zu schaffen.  
 
Andere europäische Länder können uns nur dann als Orientierung dienen, wenn bei uns ähnliche 
finanzielle Voraussetzungen geschaffen werden. Die OECD gibt hier richtungsweisende 
Orientierungswerte vor. Die erhebliche Diskrepanz zwischen den Hochschulinvestitionen hierzulande 
und dem OECD-Durchschnitt drückt sich u.a. in deutlich niedrigeren Grundfinanzierungsmitteln pro 
Studierendem pro Jahr aus – die Ausgaben pro Kopf müssten in Deutschland demnach um 16% 
gesteigert werden, um den Standard des OECD-Durchschnitts zu erreichen. 


